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Die USA und die Dollarisierung Lateinamerikas
Während der vergangenen Monate wurde im Kongress der Vereinigten Staaten ein Gesetzesentwurf über die interna-

tionale Währungsstabilität (IMSA) diskutiert. Eingereicht wurde der Vorschlag vom reaktionären und ultrarechten republi-
kanischen Abgeordneten aus Florida, Connie Mack. Dieses Gesetz soll die Voraussetzungen und Bedingungen für die
Einführung des Dollars als Landeswährung in anderen Regionen oder Staaten, vor allem in Lateinamerika,  festlegen. Der
folgende Artikel von Guillermo Gil erklärt das Gesetz und seine Konsequenzen für die Wirtschaft der lateinamerikanischen
Länder. Er ist am 14. Juli in der kubanischen Zeitung El Economista erschienen.

Der Gesetzesentwurf
Mit dem Gesetzesentwurf über die internationale Wäh-

rungsstabilität (IMSA) werden die vermeintlichen Vorteile ei-
ner Dollarisierung schmackhaft gemacht. Dies sind: Die Wäh-
rungsstabilität, der Rückgang der Inflation, die  Senkung der
Zinsen gegenüber den Vereinigten Staaten, die Ankurbelung
der Wirtschaft und als Folge davon vermehrte Investitionen
und ein Anreiz zum Sparen, weiter die Steuerdisziplin, die Stär-
kung des Finanzsystems, etc.

Der Gesetzesentwurf schreibt klar vor, was ein Land ma-
chen muss, das den (US-) Dollar als Nationalwährung einfüh-
ren will. Ebenso wird die Rolle der Vereinigten Staaten in die-
sem System erklärt, wobei klar zum Ausdruck kommt, welches
die Interessen der USA an einer Dollarisierung möglichst vie-
ler Länder sind:

Für die nordamerikanischen Investoren hätte es den Vor-
teil, dass das Risiko bei Investitionen in entstehende Märkte
nicht mehr so gross ist wie jetzt noch, da immer noch mit ge-
waltigen Kursschwankungen zu rechnen ist. Wer investiert,
muss heute gewisse Sicherheiten für solche Risiken bereit-
stellen. Weiter  würde es den Exportmarkt stabilisieren und
natürlich die Bestrebungen der  Vereinigten Staaten beim Auf-
bau eines internationalen Finanzmarktes stärken.

Laut Gesetzesentwurf braucht es die Einwilligung des
Finanzministers der Vereinigten Staaten, um in Lateinamerika
oder einer anderen Region die Dollarisierung durchzuführen.
Nur dann kann ein Land mit der vollen Unterstützung der USA
im Prozess der Dollarisierung rechnen. Diese Einwilligung hängt
davon ab, ob das betreffende Land eine Öffnung des Finanz-
systems für ausländische Banken zulässt und sich mit den
internationalen Bankgesetzen einverstanden erklärt. Weiter
muss sämtliches Material, das zur Herstellung des Geldes ge-
dient hat (Prägeplatten und Münzstempel) zerstört werden.
Die sich im Umlauf befindende Landeswährung muss als ille-
gal erklärt und so schnell wie möglich dem Markt entzogen
werden. Die Annahme der Landeswährung ist verboten, es
sei denn, zum Tausch gegen Dollars.  Selbstverständlich muss
das Land unter ständiger Kontrolle des nordamerikanischen
Finanzminister stehen, der über den Prozess der Dollarisie-
rung eines Landes urteilt und auch die Möglichkeit hat, bei
Nichterfüllung der obengenannten Bedingungen, dem betref-
fenden Land die 'Bewilligung' zu entziehen bzw. neue Bedin-

gungen zu stellen. Weiter ist das betreffende Land dazu
verpflichtet, mit den Vereinigten Staaten im Kampf gegen
Geldwäscherei und Falschmünzerei zu kooperieren. Soweit
der Entwurf des Gesetzes über die internationale Wäh-
rungsstabilität, IMSA.

Erfüllt ein Land die von den Vereinigten Staaten fest-
gelegten Vorgaben nicht, hat es jederzeit die Möglichkeit,
die Dollarisierung unilateral, das heisst ohne Unterstüt-
zung der USA, durchzuführen. In diesem Fall muss das
betreffende Land auf dem internationalen Finanzmarkt
Schatzanweisungen der Vereinigten Staaten kaufen und
diese dann offiziell gegen Noten und Münzen (Dollars)
wechseln.

Wenn die Dollarisierung eines Landes mit Unterstüt-
zung der Vereinigten Staaten stattfindet, ist der Wechsel-
kurs Schatzanweisungen/Dollar höher. Der Gesetzesent-
wurf schlägt nun vor, dass ein Teil der Zinsen, die auf dem
internationalen Finanzmarkt auf die Schatzanweisungen
entrichtet werden, an die sich 'dollarisierende' Länder ge-
hen und so ein attraktiver Wechselkurs angeboten wer-
den kann.

Der Gesetzesentwurf enthält weitere Bestimmungen
über das Finanzsystem eines sich dollarisierenden Landes
und über Darlehensgewährung seitens der Vereinigten
Staaten an solche Länder. Auch enthält es Bestimmungen
über mögliche Sanktionen im Fall eines erneuten Wech-
sels der Landeswährung, z.B. vom Dollar zum Euro.

Konsequenzen der Dollarisierung
Bei einer genaueren Analyse des Gesetzesentwurfes

über die internationale Währungsstabilität (IMSA) fal-
len als erstes die klar formulierten Absichten der Vereinig-
ten Staaten auf und die noch klareren Vorgaben an ein
Land, das sich offiziell dollarisieren will.

Die Dollarisierung ganz Lateinamerikas würde den
nordamerikanischen Unternehmern einen möglichst gros-
sen Absatzmarkt für ihre Produkte unter einem möglichst
kleinen Risiko garantieren. Ausserdem führt dies zur He-
gemonie des Dollars in der Region, sehr zu Schaden des
Euros. Dies ist also die Antwort der Vereinigten Staaten an
die Europäische Union und die Ausbreitung der europäi-
schen Ökonomie in Lateinamerika und hat die Vertreibung
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der europäischen Banken und Firmen
aus Lateinamerika zur Folge.

Falls dieses Gesetz angenommen
wird, ist die Rechnung Senator Mack's
sehr einfach und geht auf: Die Länder
werden zwar nicht gezwungen, die Dol-
larisierung durchzuführen, machen sie
es jedoch, müssen sie eine Reihe von
Bedingungen erfüllen, die mehr sind als
die einfache Öffnung des Banksystems
gegenüber den internationalen Banken.
JedeR ÖkonomIn weiss, dass eine sol-
che Öffnung den Verlust der Kontrolle
eines Staates über seine Finanzpolitik be-
deutet.

Auch die Steuerpolitik ist dann völ-
lig an die von den Vereinigten Staaten
verlangte  Steuerdisziplin gebunden.
Das heisst, die Länder verlieren die
Möglichkeit, in einer wirtschaftlich pre-
kären Situation entsprechende steuer-
technische Massnahmen zu ergreifen.

Wie sollen Staaten z.B. ihr Sozial-
system verbessern oder die Arbeitslo-
sigkeit verringern, wenn sie keine eige-
ne Währung haben und von der Finanz-
politik der Vereinigten Staaten abhängig
sind? Die Antwort ist einfach: fast un-
möglich. Auch mit der von den Neolibe-
ralen propagierten "freien Marktwirt-
schaft" ist dann nichts mehr zu machen.

Und zu guter letzt, um keine Zwei-

fel mehr offen zu lassen: Die Vereinigten
Staaten sind nicht bereit, die sich im
Dollarisierungsprozess befindenden
Länder bei ihrer Finanzpolitik zu unter-
stützen. Sie verpflichten sich nicht als
Darlehensgeber, die Regierungen ihrer-
seits müssen sich jedoch dazu verpflich-
ten, ausschliesslich in Dollars zu han-
deln (was soviel heisst, wie fast aus-
schliesslich mit den Vereinigten Staaten
Geschäfte zu machen).

Der skandalöse Höhepunkt des
Gesetzesentwurfs ist die Macht, die der
Finanzminister der Vereinigten Staaten
erhält, indem er das Absolutrecht hat,
darüber zu entscheiden, ob ein Land zur
(durch die USA unterstützten) Dollari-
sierung zugelassen wird, und je nach
Gutdünken einem Land dieses Recht
auch wieder entziehen kann.

Eine genaue Analyse des Vorschla-
ges von Senator Mack zeigt, dass latein-
amerikanische Regierungen, die diese
'intellektuelle Missgeburt' akzeptieren,
zu einer Provinzregierung zweiter Klas-
se werden. Die Entscheidungsfreiheit
des Staates in diesen Ökonomien ist
nicht nur eingeschränkt, sie verschwin-
det gänzlich, und die Staaten werden zu
dem, was sie meinten, vor vielen Jahren
hinter sich gelassen zu haben: zu Kolo-
nien.

 Dies ist denn auch die wahre Ab-
sicht dieses Gesetzesentwurfs: Die finan-
zielle Kolonialisierung Lateinamerikas
und daraus folgend, die gänzliche Ver-
einnahmung der Region durch die Ver-
einigten Staaten.

In wenigen Worten: Alle Ideale von
Intergration und Unabhängigkeit Latein-
amerikas, wie sie von Simón Bolívar und
José Martí formuliert wurden, sind zer-
stört und das Wort 'Souveränität' ver-
schwindet aus den Wörterbüchern die-
ser Länder.

Selbstverständlich muss dieser Vor-
schlag zuerst im nordamerikanischen
Parlament diskutiert werden und es wird
noch eine Weile dauern, bis der Ent-
scheid darüber fällt, ob er angenommen
wird oder nicht. Bisher haben sowohl
die nordamerikanische Nationalbank wie
auch der Finanzminister der Vereinigten
Staaten ihre Befürchtungen bezüglich
der Einführung dieses Gesetzes geäus-
sert.

Es ist schwierig, sich vorzustellen,
dass über eine Dollarisierung diskutiert
wird und sogar Schritte in diese Rich-
tung unternommen werden, wie es in
Ecuador der Fall ist, ohne dass sich die
Vereinigten Staaten explizit für oder ge-
gen ein solches Vorhaben ausgespro-
chen haben.

Die feministische Kritik an der Politik Portillos
Die kürzlich durchgeführte Mei-

nungsumfrage über die Beurteilung der
ersten sechs Monate Regierungszeit
von Präsident Portillo kam zum Schluss,
dass die Einschätzungen von Männern
und Frauen nicht gross variieren. Frau-
en haben aber ganz eigene Gründe, mit
Portillo unzufrieden zu sein. Der folgen-
de Artikel erschien in La Cuerda Nr. 26
(8/ 2000), der feministischen Monatsbei-
lage der Tageszeitung El Periódico:

"Es gibt eine klare Diskrepanz zwi-
schen den Wahlversprechen Portillos
bezüglich der Forderungen der Frauen
und seinen Regierungsaktivitäten des
ersten halben Jahres, wie er sie mittels
bezahltem Inserat in den Medien der
Öffentlichkeit bekanntmacht.

Bei seiner Amtsübernahme ver-
sprach der Präsident: "Meine Aktivitä-
ten in diesem Bereich (der Rolle der Frau
als sozialem Subjekt) gehen von drei Prä-
missen aus: Politischer Wille, Berück-
sichtigung der bereits begonnenen In-
itiativen sowie die Zusicherung staatli-
cher Leistungen und Ressourcen bei der
Erfüllung der Bedürfnisse der Guatemal-
tekinnen, speziell der indigenen Frauen,
der Bäuerinnen und Frauen mit gerin-
gem Einkommen.

Bezüglich der Bedürfnisse der Frau-
en mit geringem Einkommen wurde bis
jetzt einzig die Schaffung eines Sekre-
tariats für soziale Entwicklung ange-
ordnet und eine Übereinkunft für ein Ver-
teidigungsamt für indigene Frauen ge-
troffen. Weiter hat das Gesundheitsmi-
nisterium eine Kampagne über Verhü-
tungsmittel angekündigt und den Mo-
nat Mai zum "Monat der Gesundheit der
Guatemaltekinnen" deklariert.

Eine Frage an den Präsidenten: In
welcher Form führen Sie die bereits be-
gonnenen Initiativen weiter? Z. B. das
Programm zur Förderung und Entwick-
lung von Landfrauen, das über ein Bud-
get von 31 Millionen US-$ verfügt und
dessen Ausführerin das Sekretariat für
Sozialwerke (SOSEP) ist, das der jewei-
ligen Präsidentengattin unterstellt ist.

An anderer Stelle in seinem Diskurs
versprach Portillo, "die Geschlechter-
gleichheit zu institutionalisieren und die
dazu notwendigen Reglemente und Ge-
setze zu erlassen, das Nationale Insti-
tut der Frau zu gründen und in ständi-
gem Kontakt zu den organisierten Frau-
en zu stehen".

Der Präsident hat das "Institut"
widerrufen und dafür das Präsidiale
Frauensekretariat gegründet. Zu des-

sen Aufgaben  gehört jedoch nicht die
Umsetzung der Internationalen Abkom-
men  (z.B. das Abkommen über die Eli-
minierung aller Formen der Diskriminie-
rung oder der Aktionsplan von Beijing),
Forderungen, hinter denen alle organi-
sierten Frauen stehen.

Die einzigen Kontakte, die die Re-
gierung bisher mit Frauengruppen auf-
genommen hat, bestand darin, ihre Vor-
schläge für die Ernennung von Gouver-
neurinnen entgegenzunehmen. Anstel-
le eines offenen Dialogs, dienten diese
Treffen einzig der Weiterleitung offiziel-
ler Informationen. Die Teilnehmerinnen
bei diesen 'Monologen' kamen zum
Schluss, dass es noch zu keiner konkre-
ten  Initiative gekommen ist, seit  die neue
Regierung an der Macht ist.

Während 180 Tagen hat sich die
Regierung nie auf den Gleichstellungs-
plan oder das Nationale Frauenforum
bezogen. Die Aktivitäten in Bezug auf
die Kinder beschränken sich ausschlies-
slich auf sogenannte Risikogruppen:
Strassenkinder, misshandelte und sexu-
ell ausgebeutete Kinder, während 85%
aller Kinder und Jugendlichen in Guate-
mala weiterhin in Armut leben.

Es fehlt noch viel, um die Verspre-
chen des Präsidenten wahr zu machen!"
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Wechsel in verschiedenen Ministerien
seine Arbeit in Funktion der Friedens-
abkommen zu erfüllen (Schaffung der
Landfonds, Kataster und Landregistrie-
rung).

Neuer Leiter des SEGEPLAN ist
Arturo Montenegro. Es ist ein renom-
mierter Ökonom, Ex-Generalsekretär der
UNO-Wirtschaftskommission für Latein-
amerika (CEPAL), war in der Vorberei-
tungskommission des Finanzpaktes und
Berater des Wirtschaftsministers beim
Thema Freihandelsabkommen. Monte-
negro werden allgemein genügend be-
rufliche Erfahrung, Theorie und Praxis
zugesprochen, um die Bedürfnisse der
Mehrheit der Bevölkerung zu erkennen
und zu erfüllen.

Auch in Gabriel Aguilera, neuer
Chef des SEPAZ werden grosse Hoff-
nungen gesteckt. Während der Regie-
rungszeit Arzu's war er Vizeminister für
auswärtige Beziehungen, weshalb von
ihm erwartet wird, dass er den Inhalt und
die Wichtigkeit der Friedensabkommen
erkannt hat. Von ihm wird erhofft, dass
er dem Friedenssekretariat wieder das
Profil gibt, das es unter seiner früheren
Leiterin, Rachel Zelaya, hatte und in letz-
ter Zeit, unter der Leitung von Calderón,
verloren hatte.

Problematisch und allseitig  kritisiert
ist jedoch die Ernennung Byron Barri-
entos zum neuen Innenminister. Barri-
entos, Kongressabgeordneter der FRG,
hat eine (in schlechtem Licht) schillern-
de Geheimdienstkarriere hinter sich, war
am Versuch eines Staatsstreiches gegen
Vinicio Cerezo beteiligt und war treuer
Untergebener diverser Kriegsgenerale,
u.a. von  Ríos Montt. 1997 wurde er
Nachfolger von Germán Chupina als
Leiter der mobilen Militärpolizei (PMA),
während der Regierung von Lucas Gar-
cía leitete er eine Spezialtruppe, die für
Folter und Menschenrechtsverletzun-
gen bekannt war. In den Vereinigten
Staaten hat er wegen seiner Vergangen-
heit. Einreiseverbot. (Als Alternativkan-
didat wurde Ricardo Marroquín Rosa-
da, Leiter der SAAS, diskutiert, jedoch
wegen seiner ehemaligen URNG-Mit-
gliedschaft URNG verworfen.)

 Seine militärische Gesinnung stell-
te Barrientos gleich bei seiner Antritts-
rede unter Beweis: Seit einem Jahr berei-
te er sich auf dieses Amt vor, er wisse
genau, wie er die Sicherheit im Land wie-
derherstellen wolle. Sein Motto heisse,
Krieg der Kriminalität, erklärte er.

Als erste Amtshandlung ernannte
er Luis Alberto Mendizábal, einen alten
Kumpel aus den Zeiten Lucas Garcías,
zum Direktor der Migrationsbehörde.
Mendizábal gehört der unter dem Na-
men La oficinita bekannten Geheim-

Guatemala, 8. August. Durch das
Auswechseln von zwei Ministern, drei
Vizeministern sowie den Leitern zweier
Präsidentschaftssekretariate hat Präsi-
dent Portillo nach sieben Monaten Re-
gierungszeit sein Kabinett neu bestückt.

Ausgewechselt wurden der Innen-
minister Guillermo Ruiz Wong, (der we-
gen seiner Position während der Unru-
hen im Mai, ausgelöst durch den Streik
der Busunternehmer, stark kritisiert wur-
de), sowie seine beiden Vizeminister. Er-
setzt wurden weiter der Agrarminister
Roger Valenzuela und der Agrarvizemi-
nister im Petén, Baudilio Hichos, sowie
die Leiter des Sekretariats für Sozial-
planung (SEGEPLAN) und des Frie-
denssekretariats, Rúben Calderón.

Wie nicht anders erwartet, haben
die Wechsel in der Exekutive die ver-
schiedensten Reaktionen ausgelöst.
Positive, da ein paar technisch fähige
und keiner der Machtgruppen angehö-
renden Personen ernannt wurden; Ne-
gative, da die neuen Verantwortlichen
für die innere Sicherheit eine zweifelhaf-
te Vergangenheit in Sachen Menschen-
rechtsverletzungen aufweisen.

Um wen geht es denn nun?
Als neuer Agrarminister amtet

Leopoldo Sandoval Villeda. Er hatte die-
ses Amt bereits 1982/83 inne,  während
der De facto-Regierung Ríos Montt's,
mit dem er eng befreundet ist. Er ist ehe-
maliges Mitglied der Versöhnungskom-
mission und Ex-Präsident des inzwischen
aufgelösten Instituts für landwirtschaft-
liche Entwicklung (INTA). Er versprach,

dienststruktur von Jacobo Salán Sán-
chez an, die dafür bekannt ist, Gerichts-
prozesse zu manipulieren, in die Armee-
mitglieder involviert sind. Beunruhigend
ist, dass Mendizábal in seinem ersten
öffentlichen Auftritt als Chef der Migra-
tionsbehörde bekanntgab, dass er das
Problem der 8000 papierlosen Migran-
tInnen, die jeden Monat das Land durch-
queren und alle nur potentielle Kriminelle
seien,  in den Griff bekommen werde.

Als wäre das nicht genug, ernann-
te Barrientos nach einigem hin und her
Rudio Lecsan Mérida zum neuen Direk-
tor der zivilen Nationalpolizei. Lecsan
Mérida amtierte als Verteidiger mehrerer
ehemaliger Zivilpatrouillisten (PAC), die
der Ermordung und Verletzung von Zi-
vilpersonen angeklagt waren, die in Co-
lotenango (Huehuetenango) für die
Auflösung der PAC demonstrierten.

Damit ist wohl zu genüge bewie-
sen, dass die Garantierung der inneren
Sicherheit voll und ganz in den Händen
ehemaliger Menschenrechtsverbrecher
ist. Von diversen Menschenrechtsorga-
nisationen wird eine Re-Militarisierung
der Gesellschaft befürchtet. Rund dreis-
sig dieser Organisationen veröffentlich-
ten gemeinsam ein Pressekommuniqué,
in dem sie gegen die Ernennung Barri-
entos protestierten.

Die Wechsel in den Ministerien
haben auch eine Machtverschiebung in-
nerhalb der FRG zur Folge: Die Ernen-
nung Barrientos als Innenminister ist ein
klarer Sieg für Ríos Montt und wird Al-
fonso Portillo national und internatio-
nal noch mehr unter Druck bringen.

Guatemala, 2. August. Der deut-
sche Gerd Merren wird die UNO-Missi-
on für Guatemala (MINUGUA) leiten,
solange diese noch in Guatemala tätig
ist. Die Priorität der Mission sei die Zu-
sammenarbeit mit allen an den  Friedens-
abkommen beteiligten Sektoren und das
Vorantreiben von deren Umsetzung, er-
klärte Merren. Immerhin seien erst etwa
30% der Abkommen umgesetzt worden.

Weiter informierte er, dass das Bud-
get der Mission um ein Drittel gekürzt
wird und man damit rechnet, dass sich
MINUGA bis zum Jahr 2003 aus Guate-
mala zurückgezogen hat.

Merren war zuvor für die Vereinten
Nationen in Zambia, Bolivien und Tad-
schikistan und begleitete verschiedene
Wahlbeobachtungen in Lateinamerika
und der Karibik.

Neuer Minugua-
Chef ernannt
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Armee vor dem Konkurs

Staat bezahlt für Menschenrechtsverletzungen
Guatemala, 10. August. Rund 130

Fälle von Menschenrechtsverletzungen,
in die guatemaltekische StaatsbürgerIn-
nen involviert sind, sind bei der Inter-
amerikanischen Menschenrechtskom-
mission (CIDH) hängig. Für zehn davon
hat der Staat nun die Verantwortung
übernommen, nachdem er bereits An-
fang des Jahres die 'institutionelle Ver-
antwortung' für einige Fälle, darunter
derjenige des Massakers in Dos Erres,
übernommen hat.

 Nun hat Präsident Portillo mit der
CIDH eine Vereinbarung unterzeichnet,
in der er sich verpflichtet, in diesen wei-
teren Fällen die Opfer zu entschädigen.
Nebst diesen finanziellen Entschädigun-

gen verpflichtet sich die guatemalteki-
sche Regierung dazu, alles zu unterneh-
men, um die Schuldigen ausfindig zu
machen und zu bestrafen.

In dem Dokument verspricht die
guatemaltekische Regierung, die Aufklä-
rung bereits laufender Fälle voranzutrei-
ben und die CIDH in einem halbjährli-
chen Bericht über die Fortschritte in je-
dem einzelnen Fall zu informieren.

Die finanzielle Entschädigung sei
zwar etwas Wichtiges, aber es müsse
ebensoviel Wert auf die rechtliche Ver-
folgung der Verbrechen gelegt werden,
meinte Frank LaRue von der Menschen-
rechtsorganisation CALDH.

Helen Mack  befürchtete sogar,

dass die Regierung eine Summe Geld
bezahlen wolle und damit die Fälle für
abgeschlossen halte. Sie jedenfalls wür-
de keine finanzielle Entschädigung an-
nehmen für den Mord an ihrer Schwe-
ster Myrna Mack, für den sie einen ho-
hen Militärfunktionär verantwortlich
macht.

Die Menschenrechtsorganisatio-
nen profitierten vom Besuch des Präsi-
denten des CIDH, Claudio Grossmann,
um  aktuelle Fälle von Menschenrechts-
verletzungen anzuzeigen, wie z. B. die
Entführung der Universitätsprofessorin
Mayra Gutiérrez und die Drohungen ge-
gen verschiedene JournalistInnen und
MenschenrechtsaktivistInnen.

Guatemala, 4. August. Finanzmini-
ster Manuel Maza beantragte vor dem
Kongress eine Erhöhung des Haushalt-
butgets von rund 576 Millionen Quetza-
les (ca. 75 Millionen US-$). Er begrün-
dete seinen Antrag damit, dass es im-
mer noch Defizite aus der Administrati-
on Arzú zu decken gebe. Die Ministeri-
en, die von den zusätzlichen Mitteln et-
was abbekämen, sind das Verteidi-
gungs-, das Erziehungs-, das Gesund-
heits-, das Wirtschafts- und das Kom-
munikationsministerium.

Den grössten Betrag (ca. 63 Millio-
nen US-$) bekäme das Ministerium für
Verkehr und Kommunikation  für die Fer-
tigstellung verschiedener Strassen im
Departement Petén.

Das Verteidigungsministerium be-
käme ca. 320'000 US-$. Laut Ex-General
Otto Peréz Molina hatte das Militär frü-
her eigene Einnahmen durch das Anbie-
ten von Sicherheitsdiensten. Diese sei-
en von der ehemaligen mobilen Militär-
polizei (PMA) geleistet worden, doch
durch die Auflösung der PMA sei diese
Einnahmequelle weggefallen.

Peréz Molina machte den ehemali-
gen Verteidigungsminister Marco Tulio

Espinosa Contreras für die momentane
Finanzkrise der Armee verantwortlich. Er
sieht zwei Gründe für den finanziellen
Engpass der Armee: Erstens die Frie-
densabkommen, die das Budget ein-
schränkten und es verunmöglichten,
zusätzliche Einnahmen zu machen und
zweitens das schlechte Wirtschaften Es-
pinosa Contreras.

Die Armee habe in acht armeeeige-
ne Unternehmen investiert, die mit Aus-
nahme von einem, der Mayaquimicos,
alle defizitär gewesen seien. Allein die
Banco del Ejercito habe rund fünf Mil-
lionen US-$ an der Börse verloren, in-
formierte Peréz Molina. Eine von ihm
und  Oberst César Augusto Ruiz Mora-
les durchgeführte Analyse kommt zum
Schluss, dass die nach den Friedensab-
kommen stillgelegten Kasernen sich zu
einem finanziellen Fass ohne Boden für
die Armee gewandelt haben.

Verteidigungsminister Juan de Dios
Estrada Velásquez gab zu, dass die Ar-
mee in einer finanziellen Krise steckt,
nennt aber keinen Verantwortlichen. Es
stimme, dass sowohl die Banco del Ejer-
cito wie auch das armeeeigene Alters-
vorsorgeinstitut (IPM) kurz vor dem

Konkurs stünden, räumte Estrada Velás-
quez ein.

Der staatliche Rechnungsprüfer
seinerseits, versicherte, er habe die Über-
sicht über die Finanzen der Armee und
habe nichts Aussergewöhnliches fest-
stellen können. Immerhin gab er zu, dass
die Armee Geld vom Nationalen Frie-
densfonds (FONAPAZ) bekommen
habe, um Waffen, Uniformen und son-
stiges Material zu kaufen.

Um ihr Budget ein bisschen aufzu-
bessern, wird die Armee in der zweiten
Hälfte des Jahres vom Innenministeri-
um rund 80'000 US-$ kassieren, für die
Garantierung der Sicherheit auf den
Strassen und in den Gefängnissen.

Diese Übereinkunft kritisierte der
Abgeordnete der linken Allianz ANN Al-
berto Mazariegos: "Würde die Regie-
rung über eine wirkliche Sicherheitsstra-
tegie verfügen, bestände keine Notwen-
digkeit für das Militär, der Polizei zu hel-
fen." Dies verstosse ausserdem gegen
die Friedensabkommen und sei ein Be-
weis für die Schwäche der zivilen Sicher-
heitskräfte, ergänzte Manolo Vela von
der Lateinamerikanischen Fakultät für
Sozialwissenschaften (FLACSO).

Grünes Licht für neue Präsidentengarde
Guatemala, 3. August. Der erste

Ausbildungskurs für 69 Mitglieder der
neuen Präsidentengarde (SAAS) ist letz-
te Woche zu Ende gegangen. Teilge-
nommen an der Ausbildung haben drei
Frauen und 66 Männer. Es handelt sich
dabei um eine Gruppe, die zusammenge-
setzt ist aus 34 Ex-PolizistInnen, 22 Mit-
gliedern des Präsidialen Generalstabst
(EMP) und drei speziell für diese Aufga-
be angeworbenen Personen, die bisher

keinerlei Erfahrung in diesem Bereich
haben.

Die Aufgabe der  SAAS ist die suk-
zessive Ablösung des EMP, dessen
Auflösung in den Friedensabkommen
festgehalten ist. Es wird damit gerech-
net, dass dieser Übergangsprozess bis
Ende des Jahres abgeschlossen ist.  Die
SAAS verfügt über ein Budget von rund
einer Million US-$ bis Ende des Jahres,
geleitet wird die neue Präsidentengarde

von Ricardo Marroquín Rosada. Marro-
quín Rosada gehörte von 1979-85 der
ORPA an und verbrachte danach meh-
rere Jahre im Exil.

Gleichzeitig kündigte Jacobo Salán
Sánchez seinen Rücktritt als Berater der
SAAS an. Er trete aus Freundschaft zum
Präsidenten zurück, begründete er sei-
nen Enscheid. Die an ihm geübte Kritik
könne diesem schaden. Er stehe Portillo
jedoch weiterhin jederzeit zur Verfügung.
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'Guate-Gate' im Kongress
Guatemala, 10. August.  In seiner

Sitzung vom 27. Juli verabschiedete der
Kongress ein Gesetz über die Alkohol-
steuer. Laut diesem sollen in Zukunft auf
destillierten Alkohol 20%, auf Wein 10%
und auf Mineralwasser 1% Steuern er-
hoben werden. Tags darauf veröffent-
lichte jedoch das Amtsblatt andere Zah-
len: Da hiess es nämlich, die Steuer auf
destilliertem Alkohol betrage 10%, auf
Wein 4,18% und auf Mineralwasser 0,2%.

Diese Verfälschung der Zahlen
führte zu einem politischen Skandal, in
den sowohl die Legislative wie die Exe-
kutive verwickelt ist. Um den Beweis ei-
ner Fälschung vorzubringen, verlangten
VertreterInnen der Partei der Nationa-
len Allianz (PAN) und der Unionistas
die Videoaufnahmen und schriftlichen
Protokolle besagter Sitzung einzusehen.
Worauf sie feststellen mussten, dass die
Videoaufnahmen bereits überspielt wa-
ren und ihnen die Einsicht ins Protokoll
verweigert wurde. (Interessanterweise
gibt es noch Aufnahmen von früheren
Kongressitzungen, was bedeutet, dass
die Bänder nicht chronologisch über-
spielt werden. Weiter soll es Beweise
dafür geben, dass Abgeordnete der FRG
am frühen Morgen des 28. Juli das Pro-
tokoll gefälscht haben.)

 Während die PAN und die Unioni-

stas bei der Staatsanwaltschaft Anzeige
gegen die ihrer Meinung nach für die
Fälschung verantwortlichen Abgeord-
neten der FRG, unter ihnen Kon-
gresspräsident Ríos Montt, einreichten,
beharrt die FRG darauf, dass alles mit
rechten Dingen zu und her gegangen sei.
Laut Ríos Montt sind die Änderungen
im Plenum vorgenommen worden: Nach-
dem schon über das Gesetz abgestimmt
gewesen sei, habe eine Gruppe Kongres-
sabgeordneter eine Revision verlangt,
die zu den später veröffentlichten Zah-
len geführt habe.

 Ein paar Tage später  haben aber
JournalistInnen der Tageszeitung Pren-
sa Libre bekanntgegeben, sie verfügten
über Tonbandaufnahmen von dieser Sit-
zung.

Auf den Aufnahmen verliesst die
FRG-Abgeordnete Zulema Paz de Ro-
dríguez nach der Schlussabstimmung
den neuen Steueransatz für alkoholische
Getränke: 20% auf destilliertem Alkohol,
10% auf Wein und 1% auf Mineralwas-
ser. Weitere Aufnahmen über eine Dis-
kussion oder Revision des Beschlosse-
nen gibt es nicht.

Obwohl eine Tonbandaufnahme ein
ziemlich eindeutiges Beweisstück dar-
stellt, beharren die FRG-Abgeordneten
auf ihrer Version und zweifeln ihrerseits

die Echtheit des Tonbandes an.
Ríos Montt fühlt sich durch die

Anschuldigungen nicht in die Enge ge-
trieben. Falls er schuldig sei, ginge er
ins Gefängnis, könne aber kein Beweis
gegen ihn erbracht werden, würde er
dafür sorgen, dass diejenigen, die ihn
anklagen, ins Gefängnis wanderten, er-
klärte er. Tatsache ist aber, dass sich die
FRG eine ziemliche Peinlichkeit geleistet
hat und dass insgesamt 18 ihrer Abge-
ordneten mit dem Vertrauensentzug im
Kongress und einer Strafklage rechnen
müssen. Dadurch würde die FRG die
Mehrheit im Kongress verlieren.

Ist dies nun bloss ein journalisti-
scher Füller fürs Sommerloch oder steckt
mehr dahinter?

KritikerInnen sind sich einig dar-
über, dass ein solcher Skandal das Ver-
trauen der Bevölkerung in den Kongress
schwächt. Es wird auch befürchtet, dass
die Steuerreform, deren Voranschreiten
allgemein als positiv bewertetet wird, in
Mitleidenschaft gezogen wird. Die FRG
hat sich mit der Fälschung des Alkohol-
gesetzes klar auf die Seite des Wirtschaft-
sektors geschlagen und somit die Be-
gleitkommission des Finanzpaktes und
das Kollektiv der sozialen Organisa-
tionen  umgangen und vor den Kopf
gestossen.

Stadtverwaltung interveniert Busunternehmen
und 60 VerkehrspolizistInnen.

Die Busunternehmer bezeichneten
das Eingreifen als illegal, fügten sich
aber der Intervention und überliessen
die Kontrolle der Stadtverwaltung. Der
Sprecher der Vereinigung der Busunter-
nehmer (AEAU) wies jegliche Verant-
wortung von sich für mögliche Konse-
quenzen, die die Intervention haben
könnte.

Und sie hatte Konsequenzen: Ei-
nerseits war es der Stadtverwaltung
nicht möglich, die Aufrechterhaltung
aller Buslinien zu garantieren, Verspätun-
gen und überfüllte Busse waren die Fol-
ge davon. Die Schulen wurden ge-
schlossen, da die SchülerInnen nicht
rechtzeitig zum Unterricht erscheinen
konnten. Zu diesem Chaos beigetragen
hatte auch die Zerstörung von ca. 300
Buseinheiten durch die Unternehmer.
Diese demontierten nämlich übers Wo-
chenende einfach Räder, Batterien und
andere Teile der Busse und machten sie
so verkehrsuntauglich.

Die Stadtverwaltung liess Haftbe-
fehle gegen rund 30 Busunternehmer

Guatemala, 30. Juli. Beide haben
ihre Drohungen wahr gemacht: Die Bus-
unternehmer begannen am 31. Juli einen
weiteren Streik, die Stadtverwaltung ver-
anlasste die Intervention der Busunter-
nehmen.

Intervention hiess in diesem Falle
die Übernahme der Kontrolle über 13
konzessionierte Busunternehmen, die
insgesamt über 3258 Fahrzeuge verfü-
gen, aber auch die Übernahme der Kon-
trolle über die Installationen, Werkstät-
ten, Administration und Bankkonten der
Unternehmen. Weiter bedeutet es die
Beschlagnahmung der 800 roten Auto-
busse (auch 'Tomaten' oder 'Würmer'
genannt) die mittels eines Kredits der
Gemeindeverwaltung gekauft wurden
und um dessen Rückzahlung sich der
ganze Streit dreht. Die Stadtverwaltung
will mit diesen Fahrzeugen provisorisch
ein eigenes Busunternehmen gründen.

An der Intervention beteiligt sind
nebst hundert von der Gemeinde beauf-
tragten Kontrolleuren auch hundert Po-
lizistInnen der zivilen Nationalpolizei,
120 Armeeangehörige, 30 Gemeinde-

ausstellen.
Als Zeichen des guten Willens

kündigten am 11. August die Busunter-
nehmer das Ende des Streiks und die
Wiederaufnahme des Busbetriebs an.
Als Gegenleistung forderten sie direkte
Verhandlungen mit der Stadtverwal-
tung, ohne Beteiligung der Multisekto-
riellen Kommission.

Unterdessen haben verschiedene
Untersuchungen bestätigt, was die Bus-
unternehmer schon immer sagen: mit den
momentan gültigen Preisen von 75 Cen-
tavos für den normalen und 1 Quetzal
für den speziellen Bus, ist es unmöglich,
ein rentables Geschäft zu führen. Drei
verschiedene Studien (von den Unter-
nehmern selber, von der Multisektori-
ellen Kommission und vom Zentrum für
nationale Wir tschaftsstudien CIEN) ka-
men zum Schluss, dass es Tagesminde-
steinnahmen von rund 1000 Quetzales
braucht, um einen Betrieb aufrechtzuer-
halten. Die heutigen Tageseinnahmen
betragen gemäss Aussagen der Busfah-
rer jedoch zwischen 500 und 700 Quet-
zales.
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ODHA veröffentlicht Studie über 'verschwundene' Kinder
heit, Schmerz und Vergessen gäbe. Der
Staat müsse seine Verantwortung aner-
kennen und den Familien helfen, die im-
mer noch in der Hoffnung leben, ihre
Kinder eines Tages wiederzufinden oder
zumindest etwas über ihr Schicksal zu
erfahren, meinte Mario Ríos Montt.

Die genaue Anzahl der verschwun-
denen Kinder ist nicht bekannt, man
spricht aber von bis zu Tausend. Die
Studie erwähnt 295 Fälle, von denen 86
ausführlich dokumentiert werden. Als
Grundlage dienten Daten aus dem Be-
richt der Wahrheitskommission
(REMHI), unterstützt wurde das Projekt
von der Vereinigung 'Pro Busqueda'
aus El Salvador und von der schweizeri-
schen Stiftung Kinderdorf Pestalozzi.

92% der desapariciones forzadas

werden dem Militär zugeschrieben, 3%
den Zivilpatrouillen (PAC) und 2% der
Guerilla. 93% aller verschwundenen Kin-
der sind Mayas, 68% wurden in die Mi-
litärkasernen verschleppt.

Die Schlussfolgerung der Studie
ist, dass es dringend notwendig ist, eine
nationale Kommission mit der Suche der
verschwundenen Kinder zu beauftragen.
Edgar Gutiérrez, Leiter des Sekretariats
für strategische Analysen (SAE), versi-
cherte, dass die Regierung in Kürze ein
solches Projekt initiieren wolle. (Dies
widerspricht der Information der Kinder-
hilfsorganisation Casa Alianza, die be-
reits Ende April über die Gründung ei-
ner solchen Kommission informierte (sie-
he Fijáte 210), die Redaktion.) Portillo
selber äusserte sich nicht zur Studie.

Guatemala, 8. August. "Bis wir
dich wiederfinden" heisst die vom erz-
bischöflichen Menschenrechtsbüro
(ODHA) durchgeführte Untersuchung
über während des bewaffneten Konflik-
tes verschwundene Kinder in Guatema-
la.

Während der öffentlichen Präsen-
tation der Studie, in Anwesenheit der
Presse, VertreterInnen von Menschen-
rechtsorganisationen und des Präsiden-
ten Alfonso Portillo, erklärte der Koor-
dinatior der ODHA, Mario Ríos Montt,
dies sei die erste Untersuchung zu die-
sem Thema in Guatemala. Sie habe zum
Ziel, einen Beitrag zum 'historischen Ge-
dächtnis' zu leisten. Man könne weder
eine Demokratie aufbauen noch von Frie-
den sprechen, solange es noch Straffrei-

Verhandlungsbeginn im Fall Gerardi im Oktober?

Guatemala, 11. August.  Wenn al-
les gut geht, d.h. wenn die Gegenseite
keine aussergewöhnlichen Rekurse mehr
einlegt, kann im Oktober die Gerichts-
verhandlung im Fall des am 26. April
1998 ermordeten Erzbischof Juan Gerar-
di beginnen.

Dies hofft der zuständige Staatan-
walt Leopoldo Zeissig, der zwischen 30
und 35 ZeugInnen vor Gericht laden will,
um seine Anklage zu erhärten.

Angeklagt, an der Ermordung Ge-
rardis beteiligt zu sein, sind die Militärs
Byron Lima Oliva und sein Vater Byron
Lima Estrada sowie der ehemalige Mili-
tärspezialist Obdulio Villanueva. Die drei
werden der aussergerichtlichen Hinrich-
tung angeklagt. Der Pfarrer Mario Oran-
tes wird wegen Mordverdacht und die
Köchin Margarita López wegen Beihilfe
zum Mord angeklagt.

In die Liste der ZeugInnen gehört
auch die ehemalige Administratorin des
Pfarrhauses San Sebastián, in dem der
Mord verübt wurde, Juana del Carmen
Sanabria, die letzte Woche ins Exil ging,
da sie mehrmals telefonische Drohun-
gen erhielt. Sie sei aber bereit, für den
Prozess nach Guatemala zurückzukeh-
ren, informierte Zeissig. Sie ist die sieb-
te Person, die im Zusammenhang mit dem
Mordfall Gerardi in Exil ging. Mit ihrer
Aussage belastete sie Pfarrer Orantes
und die Haushälterin Margareta López.

Vor ihr mussten bereits der Taxifah-
rer Diego Méndez Perussina, die beiden
ehemaligen Mitglieder des Präsidialen
Generalstabs (EMP) Oscar Chexs López
und Jorge Aguilar Martínez, und der
Hauptzeuge im Fall, Rubén Chanax Son-

tay, dessen Aussage zur Verhaftung der
drei Militärs führte, das Land verlassen.
Alle beschuldigten in ihren Aussagen
Byron Lima Oliva.

Unterdessen erreichte der Anwalt
von López, dass die Angeklagte freige-
lassen wurde unter der Bedingung, dass
sie unter Hausarrest steht und sich wö-
chentlich beim Gericht meldet.

Im Fall von Pfarrer Mario Orantes
hat die Staatsanwaltschaft ein neues ge-
sundheitliches Gutachten angeordnet.
Orantes befindet sich seit März in Spi-
talpflege.

Byron Lima Oliva hingegen ver-
sucht alles, um von seiner Mitschuld ab-
zulenken: Einen Aufstand im Gefängnis,
wo er in Untersuchungshaft sitzt und
bei dem er verletzt wurde, bezeichnete
er als versuchten Mordanschlag. Als am
31. Juli nachts die Lichter gelöscht wur-
den, hätten sich einige seiner Mitgefan-
genen auf ihn gestürzt in der Absicht,
ihn zu töten, behauptete Lima Oliva. Nun
fürchte er um sein eigenes und das Le-
ben seines Vaters, der im selben Gefäng-
nis inhaftiert ist.

Seit neustem fordert Lima Oliva
Zeugenschutz und seine Freilassung
und bietet als Gegenleistung neue Aus-
sagen an. In diesen belastete er den Pfar-
rer Efraín Hernández, dessen Nichte Ana
Lucía Escobar und Imelda Escobar, die
er beschuldigt, in mafiöse Machenschaf-
ten und Diebstahl verwickelt zu sein, für
Lima Oliva offenbar Gründe genug, um
sie der Ermordung Gerardis zu bezichti-
gen. Ausserdem deutete er an, belasten-
de Informationen über einen ehemaligen
Polizeichef zu haben, der heute Berater

des Innenministers sei.
Nery Rodenas vom Menschen-

rechtsbüro des Erzbischofs ODHA,
glaubt nicht, dass an Lima Olivas Aus-
sagen etwas Wahres ist. Vielmehr be-
fürchtet er, dass das Angebot der Aus-
sage ein weiterer Versuch ist, die Unter-
suchungen zu verzögern. Lima Oliva
habe schon letztes Jahr versucht, ande-
ren Militärs die Verantwortung zuzu-
schieben, jedoch nie genügend Bewei-
se vorlegen können, erklärte Rodenas.

Tapachula, 8. August. Die mexika-
nische Regierung gab bekannt, den
Aufenthaltsstatus von mindestens fünf-
tausend guatemaltekischen Hausange-
stellten in Tapachula, Chiapas, zu legali-
sieren. Die meisten dieser Frauen sind
Indigenas und besitzen keine Papiere.

Seit einer Woche hat die mexikani-
sche Migrationsbehörde im Park von Ta-
pachula, wohin die Frauen in ihrer Frei-
zeit oft gehen, um ihre Familien und
FreundInnen zu treffen, Orientierungs-
stände aufgestellt.

Macaria Chilel, eine Hausangestell-
te aus Huehuetenango, kommentierte
das Bestreben der mexikanischen Behör-
den: "Was nützen uns Papiere, die mei-
sten von uns können nicht einmal lesen
und schreiben. Wenn sie etwas für uns
tun wollen, sollen sie dafür sorgen, dass
wir besser bezahlt werden."

Mexiko legalisiert
Hausangestellte


